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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 13.01.2026

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat am 13. Jänner 2026 durch die Vizepräsidentin des Obersten Gerichtshofs Mag. Marek als

Vorsitzende sowie die Hofrätinnen und die Hofräte des Obersten Gerichtshofs Mag. Fürnkranz, Dr. Oberressl,

Dr. Brenner und Mag. Ri4el in Gegenwart des Richteramtsanwärters Mag. Dirlinger als Schriftführer in der Strafsache

gegen * Ö* wegen Verbrechen der Vergewaltigung nach § 201 Abs 1 StGB und weiterer strafbarer Handlungen über die

Nichtigkeitsbeschwerde und die Berufung des Angeklagten sowie die Berufung der Staatsanwaltschaft gegen das Urteil

des Landesgerichts Feldkirch als Schö4engericht vom 30. September 2025, GZ 41 Hv 1/25z-43, nach Anhörung der

Generalprokuratur in nichtö4entlicher Sitzung denDer Oberste Gerichtshof hat am 13. Jänner 2026 durch die

Vizepräsidentin des Obersten Gerichtshofs Mag. Marek als Vorsitzende sowie die Hofrätinnen und die Hofräte des

Obersten Gerichtshofs Mag. Fürnkranz, Dr. Oberressl, Dr. Brenner und Mag. Ri4el in Gegenwart des

Richteramtsanwärters Mag. Dirlinger als Schriftführer in der Strafsache gegen * Ö* wegen Verbrechen der

Vergewaltigung nach Paragraph 201, Absatz eins, StGB und weiterer strafbarer Handlungen über die

Nichtigkeitsbeschwerde und die Berufung des Angeklagten sowie die Berufung der Staatsanwaltschaft gegen das Urteil

des Landesgerichts Feldkirch als Schö4engericht vom 30. September 2025, GZ 41 Hv 1/25z-43, nach Anhörung der

Generalprokuratur in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Nichtigkeitsbeschwerde wird zurückgewiesen.

Zur Entscheidung über die Berufungen werden die Akten dem Oberlandesgericht Innsbruck zugeleitet.

Dem Angeklagten fallen die Kosten des bisherigen Rechtsmittelverfahrens zur Last.

Text

Gründe:

[1]       Mit dem angefochtenen Urteil wurde der österreichische Staatsbürger * Ö* der Verbrechen des sexuellen

Missbrauchs von Unmündigen nach § 207 Abs 1 StGB (I/1/ und II/2/), des schweren sexuellen Missbrauchs von

Unmündigen nach § 206 Abs 1 StGB (I/2/), der Vergewaltigung nach § 201 Abs 1 StGB (I/3/b/ und d/), nach §§ 15, 201

Abs 1 StGB (I/3/a/) und nach § 201 Abs 1 StGB idF BGBl I 2013/116 (I/3/c/), der geschlechtlichen Nötigung nach § 202

Abs 1 StGB (I/4/ und II/1/) sowie der Vergehen der Nötigung nach § 105 Abs 1 StGB (I/5/ und II/3/) schuldig erkannt. [1]

Mit dem angefochtenen Urteil wurde der österreichische Staatsbürger * Ö* der Verbrechen des sexuellen Missbrauchs

von Unmündigen nach Paragraph 207, Absatz eins, StGB (I/1/ und II/2/), des schweren sexuellen Missbrauchs von

Unmündigen nach Paragraph 206, Absatz eins, StGB (I/2/), der Vergewaltigung nach Paragraph 201, Absatz eins, StGB
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(I/3/b/ und d/), nach Paragraphen 15, 201, Absatz eins, StGB (I/3/a/) und nach Paragraph 201, Absatz eins, StGB in der

Fassung BGBl I 2013/116 (I/3/c/), der geschlechtlichen Nötigung nach Paragraph 202, Absatz eins, StGB (I/4/ und II/1/)

sowie der Vergehen der Nötigung nach Paragraph 105, Absatz eins, StGB (I/5/ und II/3/) schuldig erkannt.

[2]       Danach hat er

I/ in B*, B*, D* und andernorts in V* (Österreich), zu 2/b/ in der Türkei,

1/ im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis 7. Februar 2021 außer dem Fall des § 206 StGB geschlechtliche Handlungen an

einer unmündigen Person vorgenommen oder von einer unmündigen Person an sich vornehmen lassen, nämlich an

oder von der am * 2007 geborenen * K*, indem er sie im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis 7. Februar 2017 wiederholt

über der Kleidung und sodann ab ca 8. Februar 2017 unter der Kleidung und in weiterer Folge nach vorangegangenem

Ausziehen an den Brüsten streichelte und massierte, an der Vulva streichelte sowie ihr Gesäß packte, knetete und

streichelte, seinen nackten Penis an ihr rieb sowie ihre Hand zu seinem Penis führte, um ihn manuell zu befriedigen,

was sie auch tat, „sowie durch die zu Punkt I/4/ beschriebenen Tathandlungen“ (US 8: im Zeitraum bis

7. Februar 2021);1/ im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis 7. Februar 2021 außer dem Fall des Paragraph 206, StGB

geschlechtliche Handlungen an einer unmündigen Person vorgenommen oder von einer unmündigen Person an sich

vornehmen lassen, nämlich an oder von der am * 2007 geborenen * K*, indem er sie im Zeitraum von 7. Februar 2014

bis 7. Februar 2017 wiederholt über der Kleidung und sodann ab ca 8. Februar 2017 unter der Kleidung und in weiterer

Folge nach vorangegangenem Ausziehen an den Brüsten streichelte und massierte, an der Vulva streichelte sowie ihr

Gesäß packte, knetete und streichelte, seinen nackten Penis an ihr rieb sowie ihre Hand zu seinem Penis führte, um

ihn manuell zu befriedigen, was sie auch tat, „sowie durch die zu Punkt I/4/ beschriebenen Tathandlungen“ (US 8: im

Zeitraum bis 7. Februar 2021);

2/ im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis 7. Februar 2021 mit einer unmündigen Person dem Beischlaf gleichzusetzende

geschlechtliche Handlungen unternommen, nämlich mit der am * 2007 geborenen * K*, indem er wiederholt

a/ mit den Fingerspitzen in ihre Vagina eindrang sowie sie au4orderte, den Oralverkehr an ihm zu vollziehen, was sie

auch tat, sowie durch die zu Punkt I/3/a/ und c/ beschriebenen Tathandlungen;

b/ im August 2016 ihre Jogginghose ö4nete, diese bis zu den Knien hinunterzog, mit einer Hand in ihre Unterhose fuhr,

ihre nackte Vulva streichelte und sodann mit seinen Fingerspitzen in ihre Vagina eindrang;

3/ * K* mit Gewalt oder durch Entziehung der persönlichen Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für

Leib und Leben zur Vornahme oder Duldung einer dem Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung,

nämlich zur Duldung der digitalen Vaginalpenetration oder zur Vornahme des Oralverkehrs genötigt oder zu nötigen

versucht, indem er

a/ im Zeitraum von 7. Februar 2020 bis 7. Februar 2021 das Auto, in dem er sich mit * K* befand, von innen zusperrte,

sodann ihre Hose ö4nete und nach unten zog und versuchte, mit seinen Fingern in ihre Vagina einzudringen, wobei sie

ihre Beine ganz fest zusammendrückte, um dies zu verhindern, woraufhin er ihr mit der Faust auf den Oberarm schlug;

b/ sie ca im Juli 2022 am Arm packte, sie gegen die Wand drückte, sie au4orderte, sich auszuziehen, was sie jedoch

nicht tat, sie leicht würgte, versuchte, ihr die Hose auszuziehen, ihr eine Ohrfeige versetzte und äußerte, sollte sie nicht

machen, was er wolle, dann werde er ihr und ihrer Familie etwas antun, er besitze eine Wa4e und werde sie

erschießen, sowie mit einem Knie gegen ihren Oberschenkel schlug, um sie gefügig zu machen, weil sie wiederholt

äußerte, er solle weggehen und sie wolle nicht, sodann ihre Hose ö4nete und mit den Fingerspitzen in ihre Vagina

eindrang;

c/ sie im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis 31. Dezember 2019 wiederholt am Hals packte und würgte sowie ihren Kopf

zu seinem nackten Penis drückte und ihr, wenn sie sich weigerte, den Mund zu ö4nen, bei zumindest einem Vorfall

eine Ohrfeige versetzte;

d/ sie im Zeitraum von 1. Jänner 2020 bis Juli 2022 wiederholt am Hals packte und würgte sowie ihren Kopf zu seinem

nackten Penis drückte;

4/ im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis Juli 2022 * K* wiederholt mit Gewalt zu einer geschlechtlichen Handlung,

nämlich zur Vornahme der Handonanie, genötigt, indem er ihre Hand erfasste und zu seinem nackten Penis führte, sie

an den Armen oder ihre Haare packte und sie zu Boden drückte, sodass sie im Schneidersitz vor ihm saß und seinen
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nackten Penis mit ihrer Hand befriedigte;

5/ im Zeitraum von 7. Februar 2014 bis Juli 2022 * K* durch gefährliche Drohung mit einer Verletzung am Körper zu

ihrem Nachteil sowie zum Nachteil von Sympathiepersonen zur Unterlassung von Berichten über die sexuellen

Übergri4e genötigt, indem er ihr gegenüber äußerte, wenn sie etwas darüber erzähle oder es sonst herauskomme,

würde er ihr oder ihrer Familie weh tun;

II/ in B* im Zeitraum von 21. Dezember 2015 bis 21. Dezember 2019 die am * 2008 geborene * A*

1/ zumindest zweimal außer dem Fall des § 201 StGB mit Gewalt zur Duldung einer geschlechtlichen Handlung

genötigt, indem er sich jeweils mit gespreizten Beinen auf das Bett setzte, sie an der Hüfte erfasste und zu sich herzog,

sie mit seinen Händen am Gesäß streichelte und am Gesäß festhielt und sodann seinen bekleideten Penis an ihrem

bekleideten Intimbereich rieb;1/ zumindest zweimal außer dem Fall des Paragraph 201, StGB mit Gewalt zur Duldung

einer geschlechtlichen Handlung genötigt, indem er sich jeweils mit gespreizten Beinen auf das Bett setzte, sie an der

Hüfte erfasste und zu sich herzog, sie mit seinen Händen am Gesäß streichelte und am Gesäß festhielt und sodann

seinen bekleideten Penis an ihrem bekleideten Intimbereich rieb;

2/ durch die zu 1/ beschriebenen Tathandlungen außer dem Fall des § 206 StGB geschlechtliche Handlungen an einer

unmündigen Person vorgenommen;2/ durch die zu 1/ beschriebenen Tathandlungen außer dem Fall des Paragraph

206, StGB geschlechtliche Handlungen an einer unmündigen Person vorgenommen;

3/ zumindest dreimal mit Gewalt zur Duldung von Küssen genötigt, indem er sie mit beiden Armen von hinten fest

umarmte, sie zu sich zog und sodann ihre Lippen, ihren Hals sowie ihre Ohren küsste.

Rechtliche Beurteilung

[3]       Dagegen richtet sich die auf § 281 Abs 1 Z 5 und 9 lit a StPO gestützte Nichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten.

[ 3 ] Dagegen richtet sich die auf Paragraph 281, Absatz eins, Zi4er 5 und 9 Litera a, StPO gestützte

Nichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten.

[4]       Dem Einwand von Undeutlichkeit (Z 5 erster Fall) zuwider haben die Tatrichter im jeweils für den Schuldspruch

oder die Subsumtion entscheidenden Umfang klar eingegrenzt, zu welchen Zeiten der Angeklagte in objektiver

Hinsicht welche der zu I/ inkriminierten Handlungen gesetzt hat (US 5 4), wobei sie in Bezug auf den Vorsatz

(betre4end I/1/ und I/2/) auch deutlich zwischen Übergri4en di4erenzierten, die vor und die nach der Vollendung des

14. Lebensjahres der * K* stattfanden (US 7 4; RIS-Justiz RS0089983, RS0117995). Soweit sich die Beschwerde auf

fehlende Exaktheit der Feststellungen zu Tatzeiten und HäuRgkeit der Angri4e innerhalb der im Urteil bezeichneten

Zeiträume bezieht, spricht sie somit keinen für die rechtliche Beurteilung bedeutenden Umstand an (RIS-Justiz

RS0116736). [4] Dem Einwand von Undeutlichkeit (Zi4er 5, erster Fall) zuwider haben die Tatrichter im jeweils für den

Schuldspruch oder die Subsumtion entscheidenden Umfang klar eingegrenzt, zu welchen Zeiten der Angeklagte in

objektiver Hinsicht welche der zu I/ inkriminierten Handlungen gesetzt hat (US 5 4), wobei sie in Bezug auf den Vorsatz

(betre4end I/1/ und I/2/) auch deutlich zwischen Übergri4en di4erenzierten, die vor und die nach der Vollendung des

14. Lebensjahres der * K* stattfanden (US 7 4; RIS-Justiz RS0089983, RS0117995). Soweit sich die Beschwerde auf

fehlende Exaktheit der Feststellungen zu Tatzeiten und HäuRgkeit der Angri4e innerhalb der im Urteil bezeichneten

Zeiträume bezieht, spricht sie somit keinen für die rechtliche Beurteilung bedeutenden Umstand an (RIS-Justiz

RS0116736).

[5]       Letzteres gilt auch für das zu II/ erstattete Vorbringen (Z 5 erster Fall) betre4end „Tatzeiträume bzw

Tatzeitpunkte“. [5] Letzteres gilt auch für das zu II/ erstattete Vorbringen (Zi4er 5, erster Fall) betre4end „Tatzeiträume

bzw Tatzeitpunkte“.

[6]       Ebenso wenig liegt die behauptete Undeutlichkeit (Z 5 erster Fall) in Bezug auf zu I/ geäußerten Drohungen vor,

unterscheiden die Feststellungen doch insoweit klar zwischen einer solchen zur Durchsetzung der Duldung einer

Vaginalpenetration mit dem Finger im Juli 2022 (I/3/b/; US 8 f) und solchen zur Erzwingung der Unterlassung von

Berichten über Übergri4e im Zeitraum von Februar 2014 bis Juli 2022 (I/5/; US 9). [6] Ebenso wenig liegt die behauptete

Undeutlichkeit (Zi4er 5, erster Fall) in Bezug auf zu I/ geäußerten Drohungen vor, unterscheiden die Feststellungen

doch insoweit klar zwischen einer solchen zur Durchsetzung der Duldung einer Vaginalpenetration mit dem Finger im

Juli 2022 (I/3/b/; US 8 f) und solchen zur Erzwingung der Unterlassung von Berichten über Übergri4e im Zeitraum von

Februar 2014 bis Juli 2022 (I/5/; US 9).
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[7]       Der Mängelrüge (Z 5 dritter Fall) zuwider ist zwischen den zu I/3/a/ getro4enen Feststellungen betre4end einen

Schlag auf den Oberarm, ein Packen am Hals und ein Zuhalten des Mundes (US 6 f) und den Erwägungen zu einer

seitens der Mutter des Mädchens nach diesem Vorfall wahrgenommenen „Rötung im Gesicht“ (US 14 f iVm ON 42 S 7)

kein nach den Kriterien logischen Denkens unvereinbarer Widerspruch in Bezug auf entscheidende Tatsachen zu

erkennen (vgl RIS-Justiz RS0117402). [7] Der Mängelrüge (Zi4er 5, dritter Fall) zuwider ist zwischen den zu I/3/a/

getro4enen Feststellungen betre4end einen Schlag auf den Oberarm, ein Packen am Hals und ein Zuhalten des

Mundes (US 6 f) und den Erwägungen zu einer seitens der Mutter des Mädchens nach diesem Vorfall

wahrgenommenen „Rötung im Gesicht“ (US 14 f in Verbindung mit ON 42 S 7) kein nach den Kriterien logischen

Denkens unvereinbarer Widerspruch in Bezug auf entscheidende Tatsachen zu erkennen vergleiche RIS-Justiz

RS0117402).

[8]            Die Rechtsrüge (Z 9 lit a) behauptet einen Rechtsfehler mangels Feststellungen zu I/5/, vernachlässigt dabei

jedoch prozessordnungswidrig (RIS-Justiz RS0099810, RS0099748) die Gesamtheit der Urteilsaussagen zum

Bedeutungsinhalt der inkriminierten Äußerungen (US 9 und 17: im Kontext der Begleitumstände jeweils ernst gemeinte

Ankündigungen einer Verletzung am Körper). Im Hinblick auf diese Konstatierungen und jene zur damit

einhergehenden Absicht (RIS-Justiz RS0092448, RS0092437) erklärt sie auch nicht, weshalb die Urteilsbegründung den

Schuldspruch zu I/5/ nach § 105 Abs 1 StGB (idgF für den gesamten – also auch für den im Dezember 2015 gelegenen –

Tatzeitraum) nicht tragen sollten (RIS-Justiz RS0116569; zum Günstigkeitsvergleich in Bezug auf eine erst mit

1. Jänner 2016 eingeführte alternative Androhung [auch] einer [primären] Geldstrafe neben einer unverändert

angedrohten [primären] Freiheitsstrafe vgl RIS-Justiz RS0088989 [T2]). [8] Die Rechtsrüge (Zi4er 9, Litera a,) behauptet

einen Rechtsfehler mangels Feststellungen zu I/5/, vernachlässigt dabei jedoch prozessordnungswidrig (RIS-Justiz

RS0099810, RS0099748) die Gesamtheit der Urteilsaussagen zum Bedeutungsinhalt der inkriminierten Äußerungen

(US 9 und 17: im Kontext der Begleitumstände jeweils ernst gemeinte Ankündigungen einer Verletzung am Körper). Im

Hinblick auf diese Konstatierungen und jene zur damit einhergehenden Absicht (RIS-Justiz RS0092448, RS0092437)

erklärt sie auch nicht, weshalb die Urteilsbegründung den Schuldspruch zu I/5/ nach Paragraph 105, Absatz eins, StGB

(idgF für den gesamten – also auch für den im Dezember 2015 gelegenen – Tatzeitraum) nicht tragen sollten (RIS-Justiz

RS0116569; zum Günstigkeitsvergleich in Bezug auf eine erst mit 1. Jänner 2016 eingeführte alternative Androhung

[auch] einer [primären] Geldstrafe neben einer unverändert angedrohten [primären] Freiheitsstrafe vergleiche RIS-

Justiz RS0088989 [T2]).

[9]       Die Nichtigkeitsbeschwerde war daher bereits bei der nichtö4entlichen Beratung sofort zurückzuweisen (§ 285d

Abs 1 StPO), woraus die Zuständigkeit des Oberlandesgerichts zur Entscheidung über die Berufungen folgt (§ 285i

StPO). [9] Die Nichtigkeitsbeschwerde war daher bereits bei der nichtö4entlichen Beratung sofort zurückzuweisen

(Paragraph 285 d, Absatz eins, StPO), woraus die Zuständigkeit des Oberlandesgerichts zur Entscheidung über die

Berufungen folgt (Paragraph 285 i, StPO).

[10]     Die Kostenentscheidung beruht auf § 390a Abs 1 StPO. [10] Die Kostenentscheidung beruht auf Paragraph 390

a, Absatz eins, StPO.
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